
Seite: 1/2

  

Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Schule und Kultur -

  
Tagesordnung I Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 30. April 2009

Vorlagen-Nr. 09-F-25-0038

Archivierung digitaler Unterlagen
-Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
vom 06.04.2009-

Der Ausschuss wolle beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten:

1. Wurde seitens der Stadt die Langzeitarchivierung (d.h. für die nächsten 100 Jahre) digitaler 
Aufzeichnungen aus der Verwaltung in die Vorüberlegungen mit einbezogen?

2. Ist gewährleistet, dass  die Langzeitarchivierung von Daten, wie etwa der in § 12 
Hessisches Archivgesetz normierten Querschnitte, sichergestellt werden kann?

3. Wie können die für die Stadt Wiesbaden historisch wertvollen und rechtlich relevanten 
Unterlagen aus Datenbanken -  wie z.B. die elektronische Einwohnermeldekartei  oder – 
dauerhaft archiviert und in benutzbarer Form für den Bürger vorgehalten werden?

4. Wie wird sichergestellt, dass die elektronische Vorgangsbearbeitung, die die traditionelle 
Papierform ablösen soll, seitens des Stadtarchivs übernommen werden kann?

Beschluss Nr. 0048

Der Antrag wird angenommen. 

Der Ausschuss für Schule und Kultur erwartet zu seiner nächsten Sitzung am 18.06.2009 einen 
Bericht.
(
Wiederaufnahme in die Tagesordnung 18.06.2009

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .05.2009
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nehrbaß
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .05.2009

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,     .05.2009
    - 16 -

Dezernat V
mit der Bitte um weitere Veranlassung 

Dr. Müller
Oberbürgermeister
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